
2. Die Europäische Kommission sei zu Unrecht der Ansicht 
gewesen, dass die Ausstellung unrichtiger Ursprungszeug­
nisse durch die Handelskammern von Taiwan keine beson­
deren Umstände im Sinne von Art. 239 der Verordnung 
Nr. 2913/92 darstellen könne. 

3. Die Europäische Kommission sei zu Unrecht der Ansicht 
gewesen, dass sich aus ihrem Verhalten in dieser Sache keine 
besonderen Umstände im Sinne von Art. 239 der Verord­
nung Nr. 2913/92 ergäben. Die Europäische Kommission 
habe daher die Betrugsuntersuchung nicht wirksam über­
wacht und das Verfahren nicht koordiniert. 

4. Die Europäische Kommission sei zu Unrecht der Ansicht 
gewesen, dass für Schenker aufgrund des Verhaltens der 
niederländischen Behörden keine besonderen Umstände ein­
getreten seien. Die Europäische Kommission habe verkannt, 
dass die niederländischen Behörden, die vom Betrug mit 
Glyphosat aus Taiwan Kenntnis gehabt hätten, nicht ord­
nungsgemäß gehandelt hätten. 

5. Die Europäische Kommission sei ferner zu Unrecht der An­
sicht gewesen, dass die Klägerin nicht die Sorgfalt habe 
walten lassen, die von einem Zollagenten gewöhnlich zu 
erwarten sei, und dass deshalb der Erlass nicht gerechtfertigt 
sei. Die Klägerin ist der Auffassung, dass ihr weder betrüge­
risches Handeln noch offensichtliche Fahrlässigkeit vor­
geworfen werden könne, und verweist in diesem Zusam­
menhang auf die Entscheidung der Douanekamer des Ge­
rechtshof Amsterdam vom 18. Dezember 2008 (vgl. Punkt 
5.2.3 der Entscheidung). 

6. Die Europäische Kommission habe zu Unrecht nicht alle 
relevanten Tatsachen und Umstände geprüft. 

( 1 ) Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Oktober 1992 
zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften (ABl. L 302, S. 1). 

Klage, eingereicht am 4. November 2011 — Ethniko 
kai Kapodistriako Panepistimio Athinon/Europäisches 
Zentrum für die Prävention und die Kontrolle von 

Krankheiten 

(Rechtssache T-577/11) 

(2012/C 25/110) 

Verfahrenssprache: Griechisch 

Parteien 

Kläger: Ethniko kai Kapodistriako Panepistimio Athinon (Athen, 
Griechenland) (Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt S. Gkari­
pis) 

Beklagter: Europäisches Zentrum für die Prävention und die Kon­
trolle von Krankheiten (Solna, Schweden) 

Anträge 

Der Kläger beantragt, 

— der Klage stattzugeben; 

— festzustellen, dass der Ausschuss für die Bewertung der An­
gebote mit der angefochtenen Entscheidung gegen die 
Bedingungen der unter der Nummer ABl/27.05.2001- 
Proc/2011/041 veröffentlichten Vergabebekanntmachung 
des Europäischen Zentrums für die Prävention und die Kon­
trolle von Krankheiten (ECDC) verstoßen hat; 

— die gegen den Kläger ergangene Entscheidung des ECDC 
vom 25. August 2011 mit dem Aktenzeichen ADM-11- 
1737-AAbema für nichtig zu erklären; 

— anzuordnen, dass die beklagte europäische Einrichtung das 
am 22. Juli 2011 im Rahmen der streitigen Ausschreibung 
eingereichte Angebot des Ethniko kai Kapodistriako Panepis­
timio Athinon erneut prüft; 

— der beklagten Einrichtung die Kosten des Klägers aufzuerle­
gen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Mit der vorliegenden Klage begehrt der Kläger die Nichtigerklä­
rung der Entscheidung des ECDC vom 25. August 2011 (ADM- 
11-1737-AAbema), mit der sein im Rahmen der Bekannt­
machung über die Vergabe eines öffentlichen Auftrags des 
ECDC betreffend die „Systematische Überprüfung und fachkun­
dige Beratung zur Wirksamkeit der molekularen Typisierung 
viraler Krankheitserreger für die öffentliche Gesundheit“ 
(ABl/27.05.2001-Proc/2011/041) abgegebenes Angebot abge­
lehnt wurde. 

Zur Stützung der Klage macht der Kläger folgende Klagegründe 
geltend: 

1. Falsche Beurteilung der tatsächlichen Umstände des Ange­
bots des Klägers 

Die beklagte Einrichtung habe das Angebot des Panepistimio 
Athinon mit der Begründung abgelehnt, dass die vorgeschla­
genen Mitglieder der Arbeitsgruppe nicht über die erforder­
liche technische und berufliche Befähigung für den in der 
Vergabebekanntmachung beschriebenen Auftrag verfügten, 
und die weitere Prüfung seines Angebots ausgeschlossen. 
Tatsächlich jedoch belegten die beruflichen und technischen 
Tätigkeiten der Mitglieder der Arbeitsgruppe ihre berufliche 
und technische Eignung für die Durchführung des in der 
Vergabebekanntmachung beschriebenen Auftrags. 

2. Fehler der Entscheidung in Bezug auf die Beurteilungskrite­
rien 

Der Ausschuss habe festgestellt, dass die im Angebot des 
Klägers genannten Mitglieder der Arbeitsgruppe einer syste­
matischen Überprüfung der ins Auge gefassten Gegenstände 
nicht gerecht werden könnten. Die Mitglieder der Arbeits­
gruppe hätten jedoch über eine solche Erfahrung verfügt, 
und selbst wenn dies nicht der Fall gewesen wäre, sei die 
betreffende Voraussetzung der Eignung zu systematischer 
Überprüfung in der Ausschreibung nicht als Bedingung an­
gegeben worden, die über das Ergebnis der Beurteilung als 
zwingende conditio sine qua non für die Vergabe des Auftrags 
entscheide, sondern stelle einfach eine mit anderen zusam­
men zu berücksichtigende Eigenschaft dar.
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3. Rechtswidrige Begründung — Fehlen einer rechtlichen 
Grundlage 

Die zweite Begründung des angefochtenen Akts bestehe da­
rin, dass es in der Person des Klägers an der Eignung fehle, 
einen indiziengestützten medizinischen Ansatz (evidence ba­
sed medicine) umzusetzen. Die genannte Methode werde in 
keinem Punkt des Textes der streitigen Ausschreibung als 
eines der Kriterien für die Auswahl des für die Durchführung 
des zu vergebenden Auftrags geeignetsten Bieters erwähnt. 

4. Rechtswidrigkeit des Umstands, dass in der Ausschreibung 
und in der angefochtenen Entscheidung nicht die Möglich­
keit eines verwaltungsrechtlichen Rechtsbehelfs vorgesehen 
sei 

Der Umstand, dass in der Ausschreibung und in der ange­
fochtenen Entscheidung nicht die Möglichkeit eines Rechts­
behelfs bei dem dort vorgesehenen Verwaltungsorgan wegen 
Nichtigerklärung oder Änderung der Maßnahme des Aus­
schusses der beklagten Einrichtung vorgesehen sei, sei 
rechtswidrig, da er den im Recht der Europäischen Union 
verankerten Grundsätzen der ordnungsgemäßen Verwaltung 
und der Rechtmäßigkeit zuwiderlaufe. 

Klage, eingereicht am 8. November 2011 — McNeil/HABM 
— Alkalon (NICORONO) 

(Rechtssache T-580/11) 

(2012/C 25/111) 

Sprache der Klageschrift: Englisch 

Verfahrensbeteiligte 

Klägerin: McNeil AB (Helsingborg, Schweden) (Prozessbevoll­
mächtigter: I. Starr, Solicitor) 

Beklagter: Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt (Marken, 
Muster und Modelle) 

Andere Beteiligte im Verfahren vor der Beschwerdekammer: Alkalon 
ApS (Kopenhagen, Dänemark) 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— die Entscheidung der Zweiten Beschwerdekammer des Har­
monisierungsamtes für den Binnenmarkt (Marken, Muster 
und Modelle) vom 3. August 2011 in der Sache 
R 1582/2010-2 aufzuheben; 

— dem Beklagten die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Anmelderin der Gemeinschaftsmarke: Andere Beteiligte im Verfah­
ren vor der Beschwerdekammer. 

Betroffene Gemeinschaftsmarke: Wortmarke „NICORONO“ für Wa­
ren der Klassen 5, 10 und 30 — Anmeldung Nr. 6654529. 

Inhaberin des im Widerspruchsverfahren entgegengehaltenen Marken- 
oder Zeichenrechts: Klägerin. 

Im Widerspruchsverfahren entgegengehaltenes Marken- oder Zeichen­
recht: Eingetragene Gemeinschaftswortmarke „NICORETTE“ (Nr. 
2190239) für Waren der Klassen 5, 10 und 30. 

Entscheidung der Widerspruchsabteilung: Dem Widerspruch wurde 
stattgegeben. 

Entscheidung der Beschwerdekammer: Aufhebung der angefochte­
nen Entscheidung. 

Klagegründe: Verstoß gegen die Art. 75 und 8 Abs. 1 Buchst. b 
und Abs. 5 der Verordnung Nr. 207/2009 des Rates, da die 
Beschwerdekammer bei der Gesamtbeurteilung nicht hinrei­
chend berücksichtigt habe, dass (i) die betreffenden Waren iden­
tisch seien und dies einen geringeren Grad der Ähnlichkeit der 
zu vergleichenden Marken ausgleiche, dass (ii) Verbraucher 
Wortmarken normalerweise als Ganzes wahrnähmen und be­
sonderes Augenmerk auf den Anfang einer Marke richteten 
und dass (iii) die Marke „NICORETTE“ der Klägerin eine erhöhte 
Kennzeichnungskraft und durch ihre umfassende Benutzung 
eine große Bekanntheit besitze. 

Klage, eingereicht am 9. November 2011 — Dimian/HABM 
— Bayer Design Fritz Bayer (BABY BAMBOLINA) 

(Rechtssache T-581/11) 

(2012/C 25/112) 

Sprache der Klageschrift: Englisch 

Verfahrensbeteiligte 

Klägerin: Dimian AG (Nürnberg, Deutschland) (Prozessbevoll­
mächtigte: Rechtsanwälte P. Pozzi und G. Ghisletti) 

Beklagter: Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt (Marken, 
Muster und Modelle) 

Andere Beteiligte im Verfahren vor der Beschwerdekammer: Bayer 
Design Fritz Bayer GmbH & Co. KG (Michelau, Deutschland) 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— die Entscheidung der Zweiten Beschwerdekammer des Har­
monisierungsamts für den Binnenmarkt (Marken, Muster 
und Modelle) vom 3. August 2011 in der Sache 
R 1822/2010-2 aufzuheben; 

— dem Beklagten die Kosten aufzuerlegen.
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